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„Nach Art der Mafia“

Deutschland verkommt zur Bananenrepublik: Nach dem Spen-

denskandal der CDU wird nun auch das Ansehen der SPD schwer
beschädigt. In der Kölner Müllaffäre, aber auch in vielen anderen

Städten geraten Sozialdemokraten unter Korruptionsverdacht. 
Kanzler Schröder, 
Generalsekretär Müntefering
Die Affäre begann mit einer Szene,
die aus einem Kriminalstück stam-
men könnte. Schauplatz: das noble

Hotel Hilton, natürlich in der Geldwä-
scher-Metropole Zürich. Nach allem, was
deutsche Staatsanwälte heute wissen, tra-
fen sich dort an einem Sommertag im Jahr
1994 mehrere Männer. Es ging um acht
Millionen Mark Schwarzgeld, die es auf-
zuteilen galt.

Einer in der Runde: Karl Wienand, Ur-
gestein der deutschen Sozialdemokratie,
ein Trickser mit besten Beziehungen zu
einflussreichen SPD-Männern und einem
gerichtsnotorischen Hang zu dubiosen Ge-
schäften. Zu ihm stießen Hellmut Triene-
kens, millionenschwerer Chef des rheini-
schen Müllkonzerns Trienekens AG, so-
wie Ulrich Eisermann, Geschäftsführer
der kommunalen Kölner Abfall-Entsor-
gungs- und Verwertungsgesellschaft (AVG).
Anwesend auch: Sigfrid Michelfelder,
Chef des Gummersbacher Anlagenbauers
Steinmüller. Und dann war da noch der
Mann mit dem Geldkoffer: Arthur Hof-
mann, Geschäftsführer einer Schweizer
Firma namens Stenna Umwelttechnik AG.

Das Zocken konnte beginnen. 2 Mil-
lionen steckte Eisermann ein. 1,6 Millio-
nen bekam der einstige Spitzen-Sozi
Wienand. Und für ihn gab es offenbar
noch einen kräftigen Nachschlag: Weitere
2 Millionen, so gestand mittlerweile Müll-
magnat Trienekens den Staatsanwälten,
seien zwar sein eigener Anteil gewesen –
er habe das Geld aber Wienand rüberge-
schoben, dem er noch was schuldig gewe-
sen sei. Die restlichen 2,4 Millionen hatte
Hoffmann schon für sich einbehalten – als
Lohn für den diskreten Geldtransfer über
seine Stenna.

Die Zürcher Herrenrunde nutzte wohl
erstmalig jenes System schwarzer Kassen
in der Schweiz, das jetzt auch die SPD,
ausgerechnet im Wahljahr, in einen
Schmiergeldsumpf zieht: Unternehmen,
die vom 820 Millionen Mark teuren Bau
einer überdimensionierten Müllverbren-
nungsanlage im Kölner Stadtteil Niehl
profitierten, zweigten Millionen ab, wu-
schen sie in der Schweiz und verteilten
sie bar auf all jene, die ihnen helfen konn-
ten. Hunderttausende Mark gingen bei-
spielsweise an die Kölner SPD, die das
Geld in unauffällige Summen aufteilte
d e r  s p i e g e l 1 2 / 2 0 0 2
und, als Spenden getarnt, in die Parteikas-
se schleuste – wofür verdiente Freunde der
Partei dann auch noch finanzamtstaugli-
che Spendenquittungen bekamen.

Eine lokal begrenzte Affäre, ein Einzel-
fall? Mitnichten: Als hätten die Kölner
Fahnder einen gewaltigen Scheinwerfer
eingeschaltet, geraten jetzt gleich in meh-
reren Städten Sozialdemokraten in Kor-
ruptionsverdacht: In Wuppertal soll ein
Bauunternehmer dem SPD-Oberbürger-
meister eine halbe Million Mark für den
Wahlkampf spendiert haben; in Reckling-
hausen musste jetzt der SPD-Chef zurück-
treten, weil Fahnder gegen ihn wegen des
Verdachts auf Untreue und Bestechlichkeit
ermitteln; in Sachsen-Anhalt, glauben Fahn-
der, habe ein Klinikbetreiber das Haus der
Spendenverteiler Rüther, Landeschef Müntefering (1999)
Wuppertaler OB Kremendahl (r.), Bundespräsident Rau (2001)
Staatskanzleichef Gärtner, Ministerpräsidentin Simonis (2001)
Lübecker Bürgermeister Saxe, KWL-Aufseher Puschaddel 
SPD-Mann Lewering (r.), Gesundheitsministerin Schmidt (2001)



Müllverbrennungsanlage (in Hamburg-Altenwerder): System von Scheinrechnungen
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Frau eines SPD-Bundestagsabgeordneten
zu Sonderkonditionen gebaut; und in Kiel
droht SPD-Ministerpräsidentin Heide Si-
monis, in den Sumpf dubioser Genossen-
Deals zu rutschen.

Wie einst die Union im Spendenskandal
verspricht auch die Bundes-SPD brutalst-
mögliche Aufklärung – und zwar schnell.
Die Partei kämpfe um ihre Ehre, so NRW-
Ministerpräsident Wolfgang Clement.
Doch der Kampf könnte schnell zum Him-
melfahrtskommando werden. Denn was
Staatsanwälte jetzt schon zusammengetra-
gen haben, lässt auf ein Korruptionssystem
schließen, dessen Ausmaße noch längst
nicht erkennbar sind.

In Berlin schwindet so mit jedem Tag
die Hoffnung der Sozialdemokraten, die
Affäre rasch wieder von der politischen
Tagesordnung zu verbannen. Die sorgsam
vorbereitete Wahlkampfplanung wird bei-
nahe täglich neu erschüttert. Das Interes-
se an programmatischen Reden des Bun-
deskanzlers? Derzeit gleich null. Auf-
merksamkeit für das anstehende Mega-
Thema Familie? Kaum zu wecken. Neu-
gier auf das SPD-Wahlprogramm? Nicht
zu erkennen.

Nur eine Frage zählt: Wer alles hat kas-
siert?

Besonders zerknirscht zeigte sich Gene-
ralsekretär Franz Müntefering, zuvor über
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viele Monate ein zuverlässiger Polterer ge-
gen die CDU und deren halbherzigen Auf-
klärungsbemühungen. Nicht nur, dass er
den Frankfurter Oberstaatsanwalt und Kor-
ruptionsexperten Wolfgang Schaupenstei-
ner um Rat und um einen Besuch im Wil-
ly-Brandt-Haus bat. Zugleich forderte er, 
Gipfel der Selbstkasteiung, seinen Auftritt
vor dem Berliner Parteispenden-Untersu-
chungsausschuss diese Woche live über-
tragen lassen. 

Während Verunsicherung, Verdächti-
gungen und Zorn das Klima bei den Sozial-
demokraten vergiften, während Kölner Ge-
nossen im Dutzend austreten, sonnt sich
die Union im Glanz anhaltend guter Um-
fragewerte – und hält ansonsten still, aus
gutem Grund: Auch die CDU ist in den
Müllsumpf um den Unternehmer Triene-
kens tiefer verstrickt. Der christdemokra-
tische Müll-Mann, Chef von knapp 5000
Mitarbeitern im Rheinland, hat nicht nur
Parteifreunde als Verbindungsleute in
Köln, Pulheim und anderen kleinen Orten
unter Vertrag. Auch in Bonn, wo Triene-
kens sich zuletzt als Teilhaber der Müll-
verbrennungsanlage einkaufen wollte, stan-
den führende CDU-Ratsherren über Toch-
terunternehmen bei ihm auf der Pay-Roll.
Wegen der Kölner Vorgänge hat die Bon-
ner Oberbürgermeisterin Bärbel Dieck-
mann (SPD) das laufende Ausschreibungs-
verfahren vorsichtshalber gestoppt.

Für triumphale Töne haben die Christ-
demokraten zudem keinen Anlass – denn
auch in ihrer weit größeren Spendenaffä-
23



Spendensammler Kohl: Schwarze Kassen, graues Geld 
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re, die 1999 aufflog, gibt es noch immer die
eine oder andere Unbekannte. Bis heute
hat Altkanzler Helmut Kohl die Namen
der anonymen Geldgeber nicht genannt,
die ihm rund zwei Millionen Mark zuge-
steckt hatten – Beträge, die in dem Re-
chenschaftsbericht der Union nicht or-
dentlich verbucht wurden.

Die dubiose Spendenpraxis der CDU
mit schwarzen Koffern, schwarzen Kassen
und grauem Geld des Waffenlobbyisten
Karlheinz Schreiber erfasste nicht nur den
Bundesverband. Auch die Hessen-Union
geriet in arge Schwierigkeiten. Weil der
Landesverband rund 20 Millionen Mark
ungeklärter Herkunft in der Schweiz de-
poniert hatte, verfügte er stets über eine
sprudelnde Schwarzgeldquelle.

Ausgerechnet der gescheitelte Sauber-
mann Manfred Kanther, als Bundesinnen-
minister einst Agitator gegen Moralverfall
im Allgemeinen und Geldwäsche im Be-
sonderen, musste Anfang 2000 zweifelhaf-
te Transaktionen einräumen: Kanther gab
zu, Millionen Mark ins Ausland verscho-
ben zu haben. Wenn sich die hessischen
Herren aus ihren dunklen Töpfen bedien-
ten, tarnten sie die Buchungen perfide als
„jüdische Vermächtnisse“. Ministerpräsi-
dent Roland Koch überstand die Affäre,
obwohl er die Öffentlichkeit trotz kritischer
Nachfragen verspätet über seine Kenntnis
der illegalen Praxis informierte.

Welche personellen Folgen die Müllaf-
färe für die SPD haben wird, bleibt vorerst
noch offen. Mit Hilfe neutraler Ermittler
demonstriert die Partei immerhin Auf-
klärungswillen. Vergangenen Freitag nahm
eine „Festsetzungskommission“ unter dem
EKD-Synoden-Präses Jürgen Schmude die
Arbeit auf; sie soll im Wesentlichen Akten
und Ehrenerklärungen bewerten. Schmu-
des erster Eindruck: Es habe „vermutlich
nur sehr wenige Verantwortliche für die
gravierenden Vorgänge gegeben“.

Knapp zwei Dutzend Empfänger von
Quittungen über nie gezahlte Spenden ha-
ben sich bisher selbst angezeigt. Es werden
wohl noch mehr werden: „Da hat doch je-
der eine Quittung bekommen, der nicht
schnell genug den Hintern hochbekam“,
24
berichten Teilnehmer von Parteiversamm-
lungen.

Vor allem aber geht in der Parteizentra-
le die Angst um, aus dem Fall Köln könn-
te sich ein Flächenbrand entwickeln, der
nicht mehr beherrschbar ist. Deshalb gilt
intern die Devise: möglichst wenig Schlag-
zeilen produzieren. So riefen Müntefering
in der Fraktion und Landesvorsitzender
Harald Schartau in der NRW-Landesgrup-
pe die Bundestagsabgeordneten dazu auf,
jetzt „den Mund zu halten“. 

Die Affäre trifft nicht nur die SPD ins
Mark. Sie macht der ganzen Republik klar,
wie weit die Korruption sich inzwischen
ausgedehnt hat. Beamte und Politiker kas-
sieren allerorten, lassen sich kaufen mit
Geld, Gefälligkeiten, Posten oder Aufträ-
gen, sie werden, so der Jargon der Krimi-
nellen in Vorstandsetagen, „beatmet“, „an-
gefüttert“ oder mit „nützlichen Aufwen-
dungen“ beeinflusst. Und die Bürger müs-
sen zahlen für das schmierige Alltagsge-
schäft – mit ihren Steuern oder etwa stei-
genden Müllgebühren. Vor allem aber
untergräbt die Korruption die Fundamen-
te des Rechtsstaates. Das Vertrauen in
staatliche Entscheidungen geht dahin, und
das fördert die Politikverdrossenheit.

Denn der Kölner Sumpf – er ist nur ein
Paradebeispiel für die enorme kriminelle
Energie und Raffinesse von korrupten Ent-
scheidungsträgern, wenngleich mit einem
ungewöhnlich diskreten und effizienten
d e r  s p i e g e l 1 2 / 2 0 0 2
System: Mehr als 33 Millionen Mark, so
die vorläufige Addition der Kölner Ermitt-
ler, haben allein zwei NRW-Firmen zwi-
schen 1993 und 2000 auf Konten in der
Schweiz überwiesen: der Gummersbacher
Anlagenbauer Steinmüller GmbH und der
Konzern des Müllmultis Trienekens. Stein-
müller erhielt den Auftrag, die Müllver-
brennungsanlage in Köln-Niehl zu bauen,
Trienekens gehört zu den Betreibern.

Gut 70 Prozent der Millionen aus den
Kriegskassen, davon sind die Ermittler über-
zeugt, seien von den Konten wieder abge-
hoben und an die unterschiedlichsten Emp-
fänger im In- und Ausland verteilt worden.

Schlimm genug, dass Eisermann, Ge-
schäftsführer der AVG, der größtenteils

kommunalen Betreiberge-
sellschaft des Kölner Müll-
ofens, über die Jahre insge-
samt etwa acht Millionen
Mark in die eigene Tasche
gesteckt haben soll. Noch
schlimmer jene Hunderttau-
sende, die an die Kölner SPD
gingen.

Aber wo liegen die restli-
chen Millionen? Wurden die
Gelder gezielt eingesetzt, um
im großen Stil Politiker, Par-
teien und Beamte sowie an-
dere Entscheidungsträger im
Milliardengeschäft Müllver-
brennung zu schmieren?
Hinweise darauf haben die

Ermittler inzwischen zuhauf. Denn das Sys-
tem der schwarzen Kassen war für große
Dimensionen ausgelegt. Und auch die zeit-
lichen Abläufe zwischen Genehmigung der
Kölner Müllanlage, der Auftragsvergabe
und den Überweisungen in die Schweiz
sprechen eine eindeutige Sprache.

Schon im Dezember 1993 – noch war of-
fiziell nicht entschieden, wer den Kölner
Großauftrag bekommen würde – sollen
Hellmut Trienekens und der damalige Ge-
schäftsführer der Firma Steinmüller, Sigfrid
Michelfelder, erstmals eine der Schweizer
Briefkastenfirmen kontaktiert haben.

Der Grund – AVG-Geschäftsführer Ei-
sermann hatte nach Erkenntnissen der Er-
mittler gleich zu Beginn des Projektes eine
saftige Provisionszahlung verlangt. Mit ei-
nem guten Argument: Er war verantwort-
lich für die Vergabe und den ordnungs-
gemäßen Ablauf des 820-Millionen-Mark-
Auftrags.

Michelfelder soll prompt reagiert haben.
Er besuchte – nach derzeitiger Aktenlage –
den NRW-Müllmagnaten Trienekens, um
für das Problem Eisermann eine diskrete
Lösung zu finden. Und die hatte Triene-
kens parat: die Schweizer Firma Stenna AG.

Stenna, so der Plan, müsse auf der Rie-
senbaustelle Aufträge für Überwachungs-
und Koordinierungsaufgaben erhalten.
Schein- oder Teilaufträge, aber gegen volle
Bezahlung, versteht sich. Die so bei Sten-
na gewaschenen Millionen sollten dann

chweiz 
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nach den Ermittlungen in der Schweiz als
Schmiergeld bereitliegen.

Und da der Plan so genial einfach war,
sicherte Steinmüller-Mann Michelfelder
nach Erkenntnissen der Staatsanwälte zu,
gleich „zwei bis drei Prozent der Auf-
tragssumme“ abzuzwacken.

Neben Eisermann sollte, so Fahnder,
auch noch der Uralt-Sozi Wienand bedient
werden. Der frühere Vertraute der SPD-
Legende Herbert Wehner hatte bei Stein-
müller und Trienekens langjährige Bera-
terverträge und war als „Türöffner“ im
SPD-Zirkel tätig. Der alte Strippenzieher
Wienand, 75, soll auf Auszahlung seines
1996:

Sonstige

42,7%

Bestechung im
großen Stil
Zahl der Korruptionsverfahren
in Deutschland

258
291

1996:  410

1997: 993

1998: 1072

1999: 1034

2000: 1243

Wo geschmiert wird . . .
Korrumpierte Personen*

nach Arbeitsgebieten

Baubehörden

GesundheitPolizeibehörden

Kommunal-
behörden

Wirtschafts-
unternehmen

35,7 %
20,9 %

16,2 %8,8 %

17,0 %

1,4 %

*1564 Tatverdächtige, gegen
die 2000 ermittelt wurde

. . . und weshalb
Vorteile, die Schmiergeld-
Zahler* erlangten

42,7%

10,0 %

5,7 %

5,6 %

4,0 %

2,0 %

0,1 %

29,9 %

*aus 1045 ausgewerteten
Korruptionsverfahren

1994:

1995:

1,4 %

 Quelle: Bundeskriminalamt

Zuschlag bei Aufträgen

andere Wettbewerbsvorteile

Bezahlung fingierter oder
überhöhter Rechnungen

behördliche Genehmigungen

Beeinflussung der
Strafverfolgung

behördeninterne Informationen

Aufenthaltserlaubnisse

sonstige Vorteile

Unternehmer Trienekens Steinmüller-Chef Michelfelder (1998)

AVG-Geschäftsführer Eisermann 

Hauptfiguren im Müllskandal
Geld unauffällig aufgeteilt 

Ehemaliger Kölner SPD-Schatzmeister Biciste
Geldes in der Schweiz bestanden ha-
ben. 

Schon kurze Zeit später – inzwischen
sollen rund acht Millionen von Stein-
müller an Stenna in die Schweiz über-
wiesen worden sein – traf sich die klei-
ne Gruppe zum Kassieren im Zürcher
Hilton. Wienand schweigt zu den Vor-
würfen, auch der Bonner Anwalt Eiser-
manns äußert sich nicht. Die Stenna ließ
eine SPIEGEL-Anfrage unbeantwortet.

Trienekens Kölner Anwalt Norbert
Gatzweiler bestreitet das Treffen in
Zürich nicht. Sein Mandant habe aller-
dings „zu keinem Zeitpunkt an irgend-
welchen illegalen Geldtransaktionen
teilgenommen“ und kein Geld für sich
„vereinnahmt“ – was auch niemand be-
hauptet. Wienand aber soll, so die Fahn-
der, später noch einmal bedient worden
sein; damit hätte der Altgenosse nach
Rechnung der Ermittler mit 466000 Mark
insgesamt mehr als vier Millionen Mark
aus dem Kölner Müllprojekt abgesahnt.
Doch angesichts der horrenden Summen,
die in den folgenden Jahren noch in die
Schweiz fließen sollten, können Eisermann,
Wienand und Trienekens nicht die einzigen
Empfänger gewesen sein.

Bald soll sich Steinmüller neben Stenna
zudem noch anderer Schweizer Firmen be-
dient haben: Nach ähnlichem Muster, ver-
muten Ermittler, seien nach den Ermitt-
lungen etwa die Firma Ecoling in Zürich
eingeschaltet worden sowie der einschlägig
d e r  s p i e g e l 1 2 / 2 0 0 2
bekannte Schweizer Anwalt Heinz Egli von
der Aktiengesellschaft für Industrieförde-
rung (AIF) mit Sitz in Glarus. Der Jurist ist
nicht nur Honorarkonsul des Südsee-Steu-
erparadieses Vanuatu, sondern als Buch-
autor („Grundformen der Wirtschaftskri-
minalität“) eine anerkannte Kapazität.

Mit Hilfe des Systems aus Schweizer Fir-
men und Scheinrechnungen wurden nach
Kenntnissen der Staatsanwälte auch Mil-
lionenbeträge beim Bau der Müllverwer-
tungsanlage Rugenberger Damm in Ham-
burg und beim Bau des Restmüllheizkraft-
werks im schwäbischen Böblingen abge-
zweigt. Auch in diesen Projekten war
Kölner Klüngel
25
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Charly auf der Achterbahn
Wegen seiner Müllprovisionen bekommt der frühere

SPD-Fraktionsmanager Karl Wienand Ärger mit der Justiz.
Berater Wienand
„Selbst der Sauberste stinkt“ 
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Von seinem politischen Ziehvater
Herbert Wehner hat Karl Wienand,
75, einen derben Spruch gelernt.

Den zitiert er, wenn er sich ertappt oder zu
Unrecht verdächtigt sieht – also eigentlich
immer: „Selbst der Sauberste stinkt, wenn
er in einen Eimer Scheiße steigt.“ 

Jetzt stinkt es wieder gewaltig – nach
Müll, Korruption und sehr viel Geld. Und
abermals fühlt sich Wienand sauber, ob-
wohl er mittendrin sitzt. Klar hat er mit-
gemischt und seine Beziehungen spielen
lassen. Einflussreich ist er noch immer.

Er bahnte das anrüchige Geschäft mit
der Müllverbrennung in Köln an. Beiden
Firmen, die davon profitieren, diente er als
Berater – dem Anlagenbauer Steinmüller
in Gummersbach, der inzwischen zu Bab-
cock Borsig gehört, und dem Müllentsor-
ger Hellmut Trienekens aus Viersen. Weil
er aber eine Provision von 3,6 Millionen
Mark, die er in der Schweiz kassiert haben
soll, angeblich nicht versteuerte, rückten
letzte Woche erneut die Staatsanwälte an.

In den siebziger Jahren gehörte Wie-
nand zu den Mächtigsten und Einfluss-
reichsten in Bonn. Sein Name tauchte in
fast allen Skandalen auf, die damals die
Republik erschütterten. 1967 bis 1969 war
er Fraktionsgeschäftsführer unter Helmut
Schmidt. Dann erledigte er bis 1974 für den
SPD-Zuchtmeister Herbert Wehner als
„Mann fürs Grobe“ die Drecksarbeit hin-
ter den Kulissen. 

Ohne seine Kungelkünste wären viele
Projekte der sozial-liberalen Koalition ge-
scheitert. Im Vermittlungsausschuss soff
GEL-Titel 24/1973, Genossen Wehner, Wie
Wienand so lange mit den Kollegen von
der Union, bis man sich einig war. Wehner
habe das Paktieren mit den Schwarzen „nie
kapiert“, berichtet er. „Der saß dann er-
starrt in seinem Büro, rauchte, trank Tee
oder Kaffee und ging nicht nach Hause,
bis ich kam und sagte: ‚Das ist gelaufen.‘“ 

1970 wollte die CSU beim Parteitag in
Nürnberg mit großem Getöse den Übertritt
des FDP-Abgeordneten Karl Geldner ver-
künden – aber Wienand war schneller:
„Den haben wir konfirmiert.“ Geldner, ein
notorisch klammer Bäckermeister aus
Franken, bekam einen großzügigen Kredit
und blieb bei den Liberalen. Wienand ließ
ihn eine Erklärung unterschreiben, dass er
nur zum Schein auf die Abwerbeversuche
der CSU eingegangen sei. 

Aber Wienand werkelte auch auf eigene
Rechnung. Am 6. September 1971 musste
eine voll besetzte Maschine der Charter-
fluggesellschaft Paninternational mit Trieb-
werkschaden auf der Autobahn bei Ham-
burg notlanden. Es gab Tote. Wienand,
hieß es nach der Untersuchung des Un-
glücks, habe sich bei der Luftfahrtbehörde
für das Überleben des Münchner Skandal-
Unternehmens eingesetzt. Seither nannten
sie ihn in Bonn „Charter Charly“. 

Das politische Meisterstück gelang dem
Kungler 1972 beim konstruktiven Miss-
trauensvotum der Union gegen Kanzler
Willy Brandt. In letzter Sekunde „kon-
firmierte“ Wienand mehrere Unions-
abgeordnete, die ihrem Kandidaten Rai-
ner Barzel die Stimme verweigerten und
der SPD so die Macht erhielten. Noch
nand (1973): „Ich kenne zwei Leute, die das w

d e r  s p i e g e l 1 2 / 2 0 0 2
heute verschweigt Wienand die Namen.
Immerhin nennt er inzwischen eine Zahl:
„Es waren vier.“ 

Der CDU-Abgeordnete Julius Steiner
aus Biberach behauptete 1973, Wienand
habe ihm 50000 Mark gegeben. Der be-
stritt dies – aber keiner glaubte ihm. Der
Skandal wurde nie richtig aufgeklärt. Erst
nach dem Ende der DDR kam heraus, dass
CDU-Mann Steiner das Geld von der Sta-
si bekommen hatte.

Wer die anderen waren, ob und wie viel
Geld floss, blieb im Dunkeln. „Ich kenne
zwei Leute, die das wirklich bewerkstelligt
haben“, orakelte Wehner Jahre später in
einem Interview. „Der eine bin ich. Der an-
dere ist nicht mehr im Parlament.“ 

Schon im Dezember 1973 war Wienands
Immunität aufgehoben worden: Verdacht
auf Steuerhinterziehung. Ein Jahr später
legte der Affärengeschüttelte sein Mandat
irklich bewerkstelligt haben“ 



Kaufobjekt Kieler Schloss
Dubiose Doppelfunktion
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Steinmüller als Anlagen-
bauer tätig, auch diese Gel-
der seien in die Schweiz ge-
flossen.

Wie sicher die Müllma-
nager sich fühlten und wie
ungeniert Millionensum-
men abgezogen wurden,
zeigt nach Einschätzung
der „Ermittlungskommissi-
on Niehl“ ein Vertrag, den
Ecoling mit dem Betreiber
des Kölner Müllofens 1993
abschloss. Für insgesamt acht Millionen
Mark übernahm Ecoling danach die Bau-
überwachung des gesamten Projekts. Ge-
nau dieselbe Leistung stellte Ecoling auch
der ausführenden Firma Steinmüller mit
rund 4,5 Millionen Mark in Rechnung.

Insgesamt soll Steinmüller auf diese oder
ähnliche Weise mehr als 21 Millionen Mark
auf Schweizer Konten transferiert haben.
Rund 14,2 Millionen Mark liefen über die
Stenna AG. Weitere sieben bis neun Mil-
lionen über Ecoling oder die AIF.

Doch nicht nur der Anlagenbauer Stein-
müller unterhielt in der Schweiz schwarze
Kassen. Auch Trienekens baute nach Er-
kenntnissen der Kölner Staatsanwälte in den
Jahren 1995 bis 2000 eine mächtige Kriegs-
kasse auf. Insgesamt soll er mehr als zwölf
Millionen Mark über Scheinrechnungen an
Töchterfirmen auf Konten der Stenna AG
überwiesen haben. Die Gelder, so hat Trie-
nekens inzwischen eingeräumt, sollten dazu
verwandt werden, „Türen zu öffnen“.

Allerdings seien sie ausschließlich für
den Aufbau einer Tochterfirma in der
Schweiz benötigt worden. Außerdem, be-
hauptet Trienekens’ Verteidiger Gatzwei-
ler, liege die Summe „weit“ niedriger.
Rückflüsse nach Deutschland habe es eben-
so wenig gegeben wie Bestechungen von
Beamten oder Mandatsträgern.

Doch genau an dieser Darstellung he-
gen die Ermittler erhebliche Zweifel. Denn
auf wundersame Weise wurden Schecks
der Firma Stenna ausgerechnet dann in

SAP-Zentrale
Job für den St
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Deutschland eingelöst,
wenn Trienekens-Töchter
kurz zuvor Gelder in die
Schweiz überwiesen hatten.

Von diesen schweizeri-
schen Geldverschiebungen
profitierte bald auch die
Kölner SPD, die von 1956
bis zur verloren gegange-
nen Kommunalwahl 1999
Deutschlands viertgrößte
Stadt regelrecht verein-
nahmt hatte. Während die
Staatsanwälte ermitteln,

werden die Summen, die Kölner Sozialde-
mokraten zugeben, immer höher; sie stei-
gen wie alljährlich der Rhein zur Advents-
zeit – was bekanntlich schon mal zur Ka-
tastrophe führen kann.

Erst waren es gut 500000 Mark. Dann
650000. Dann über 700000. Jetzt hat der
zurückgetretene SPD-Ratsfraktionsvorsit-
zende Norbert Rüther, bis dahin einer der
mächtigsten Sozialdemokraten in Nord-
rhein-Westfalen, das Inkasso von 830000
Mark „illegaler Parteispenden“ eingeräumt
– und die Existenz von insgesamt drei
schwarzen Kassen, aus denen SPD-Hono-
ratioren bedient wurden. Eine davon,
schon in den siebziger Jahren eingerich-
tet, war stets gut gefüllt – mit mindestens
600000 Mark.

Acht Stunden lang wurde Rüther am
Dienstag vergangener Woche vernommen,
25 Seiten stark ist das Protokoll. „Eigent-
lich wollte ich nicht glauben, was der Mann
berichtete“, so ein Ermittler.

Jahrelang, habe Rüther gestanden, sei
bei der Kölner SPD ein schlichtes, aber er-
tragreiches System angewandt worden –
sie kassierte Gelder von Firmen, denen der
SPD-dominierte Stadtrat fette Aufträge zu-
schanzte. Ermittlern ist noch im Ohr, wie
Rüther diese Praxis nannte: „Dankeschön-
Spenden.“

So ging es auch um Dankeschön-Spen-
den, als der Vertrag für die Kölner Müll-
verbrennungsanlage längst unterzeichnet
war: Anfang 1995 meldete Fraktionschef

tssekretär
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nieder. Im November 1975 wurde er zu
102000 Mark Geldstrafe verurteilt. Fortan
startete Wienand seine zweite Karriere und
nutzte sein dichtes Netz von Kontakten,
Freundschaften und Verwandtschaften
über Parteigrenzen hinweg – als Unter-
nehmensberater. 

In Bonn wurde einer seiner Ziehsöhne,
der Kommunalpolitiker Theodor Blank –
ein Sohn des gleichnamigen ersten Vertei-
digungsministers im Adenauer-Kabinett –,
1983 CDU-Fraktionschef im Stadtrat.
Wienand stand dem Freund mit Rat und
Tat zur Seite. Im Gegenzug hoffte er, die
Firma Steinmüller beim Bau einer Müll-
verbrennungsanlage auch in Bonn ins Ge-
schäft zu bringen – vergebens. Den Zu-
schlag bekam eine Firma aus Zürich.

Zielstrebig arbeitete Wienand in den
achtziger Jahren an einem Comeback in
der SPD. Er saß wieder im Unterbezirks-
vorstand des Kreises Rhein-Sieg und im
Bezirksvorstand Mittelrhein, zu dem auch
Köln gehört. Politik und Geschäft lagen
stets eng beisammen – zum Beispiel in
Troisdorf. Die dortige SPD gehört zu den
wohlhabendsten Ortsvereinen des Landes.
Mit dem langjährigen Kölner Oberstadt-
direktor Lothar Ruschmeier (SPD), der 
in Troisdorf wohnt, und dem lokalen 
SPD-Bundestagsabgeordneten Uwe Göll-
ner bildet Wienand ein Trio, das in Par-
teikreisen „Troisdorfer Mafia“ genannt
wird. In Ruschmeiers Sauna, so heißt es,
wurde schon manches öffentlich-private
Ding gefingert.

Bis 1994 liefen die Geschäfte glänzend.
Im Januar wurde der Vertrag zum Bau der
Müllverbrennungsanlage in Köln unter-
zeichnet. Vier Monate später aber geriet
Wienand unter Spionageverdacht. Die
Bundesanwaltschaft behauptete, er habe
von der DDR 1,5 Millionen Mark kassiert.
Wienand beteuert bis heute seine Un-
schuld, und namhafte Zeugen gaben ihm
Recht. Er wurde 1996 trotzdem zu zwei-
einhalb Jahren Haft und einer Million
Mark Geldstrafe verurteilt. 1999 begnadig-
te ihn Bundespräsident Roman Herzog.

Zwischen Verurteilung und Begnadi-
dung wurden Wienand die Altersbezüge
aberkannt – und später nicht nachgezahlt.
Nicht nur beruflich, auch privat glich sein
Leben einer Achterbahnfahrt. Seit mehr
als drei Jahren liegt seine Frau Margret
nach einem Schlaganfall im Wachkoma.
Die Behandlung kostet ihn monatlich 5000
Euro – die Kasse zahlt nicht mehr. Ein
Sohn verunglückte tödlich in den USA, der
andere ist heroinsüchtig und fing sich eine
unheilbare Hepatitis ein. 

Manchmal resigniert der schwer Kriegs-
versehrte, dem eine russische Handgrana-
te ein Bein abriss. „Wenn die Margret und
der Junge nicht wären“, so gestand Wie-
nand kürzlich einem Freund, „hätte ich
längst Schluss gemacht.“ Hartmut Palmer
27
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Titel
„Nur noch cash“
Kurierfahrten, Scheinhonorare und Bargeld-Deals – 

in kaum einem anderen Konzern ist die 
Kultur der Korruption so minutiös belegt wie bei ABB.
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ABB-Chef Pohr (1995)
Hochinfektiöses Virus T
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Es kann ziemlich unangenehm sein,
1,4 Millionen Mark mit sich herum-
schleppen zu müssen. Vor allem,

wenn man das Geld in Zürich im Hotel
Hilton in bar bekommen hat und es dann
mit dem Auto bis Frankfurt bringen soll,
um es dort zu übergeben.

ABB-Manager U., der am 18. April 1994
als Geldtransporteur unterwegs war, 
hatte Angst vor jedem Tankstopp. Sollte 
er mit dem Koffer in der Hand zur Zapf-
säule gehen? Das würde seltsam aussehen
und zeigen, dass er offenbar sehr wert-
volle Ware bei sich hat. Im Auto lassen
konnte er das Geld aber auch schlecht.
Also nahm er den Koffer doch mit. Beim
nächsten Geldtransport bat U. dann sei-
ne geschiedene Frau samt Tochter, ihn 
zu begleiten. So fühlte er sich ein wenig
sicherer.

Dass solche Fahrten zu seinen Dienst-
pflichten gehören würden, hatte U. nicht
geahnt, als er seinen Job als kaufmänni-
scher Leiter bei dem Anlagenbauer ABB
angetreten hatte. Doch er erhielt schnell
Einblick in eine, wie er fand, ganz alltägli-
che Schmiergeldpraxis bei dem schwe-
disch-schweizerischen Konzern, in dem of-
fenbar eine besonders ausgeprägte Kultur
der Korruption gepflegt wurde.

U. war zusammen mit seinem Chef R.
auf seltsame Provisionsforderungen einer
Liechtensteiner Firma gestoßen, die für
Aufträge aus der Autoindustrie ihren
Anteil kassieren wollte. Die beiden Ma-
nager meldeten den Vorgang dem da-
maligen Vorstandsvorsitzenden der deut-
schen ABB, Michael Pohr. Der sei, so
schildert es nun R.s Anwalt Siegfried
Walther, entsetzt gewesen. Allerdings
nicht etwa darüber, dass Schmiergeld
fließen sollte, sondern über Art und Wei-
se der Transaktionen.

Pohr habe gesagt: „Was sind das für
Amateure? Da werden ja nachvollziehbare
Zahlungen dokumentiert.“ Dann habe der
Vorstandschef die beiden Manager ange-
wiesen: „Suchen Sie den direkten Weg. Es
wird nur noch cash bezahlt.“ Pohr bestrei-
tet dies. Fortan aber lief das System nach
genau diesem Muster.

ABB-Finanzexperte B. hatte ein System
entwickelt, das Schmiergeldzahlungen
ermöglichte und, wie ein Beteiligter es
beschreibt, zwei Bedingungen erfüllte:
„Die Buchhaltung darf nicht aufschreien
und der Steuerprüfer nicht ins Grübeln
kommen.“
Drei Firmen (CC-Partner, Boresta und
Technacount) schickten ABB Rechnun-
gen für angeblich erbrachte Beratungs-
leistungen. ABB zahlte allein zwischen
1994 und 1995 insgesamt 19,3 Millionen
Mark an die drei Unternehmen, die einen
kleinen Teil des Geldes für ihre Mühen
behalten durften.

Das Gros, insgesamt 16,3 Millionen
Mark, gaben sie in Genf oder Zürich dem
Abgesandten von ABB in bar wieder
zurück. Der transportierte das Geld in kof-
ferkompatiblen Tranchen von 250000 bis
2,5 Millionen Mark nach Deutschland, wo
es für Aufträge des General-Motors- und
des VW-Konzerns geflossen sein soll.

Für ABB war das Prinzip ebenso schlicht
wie effektiv: Der Konzern hatte Rechnun-
gen, die er steuerlich absetzen konnte, und
zugleich Bargeld, das völlig frei verwendet
werden konnte.

Die Staatsanwaltschaft und das Bundes-
kriminalamt gehen davon aus, dass der
Konzern jahrelang Millionen an Provisio-
nen gezahlt hat, um Großaufträge aus der
Autoindustrie, aber auch von Städten und
Gemeinden zu bekommen. Ganz gleich,
ob es um mutmaßliche Schmiergeldzah-
lungen für die Müllverbrennungsanlagen
in Böblingen, Pirmasens oder Fürstenfeld-
bruck ging, das Heizkraftwerk in Bonn
oder das Kraftwerk in Rostock – stets steht
ABB im Zentrum der Ermittlungen.

Das liegt nicht unbedingt daran, dass bei
ABB besonders viele Dunkelmänner ver-
sammelt wären. Nach Ansicht der Ermitt-
ler zeigen die verschiedenen Fälle eher,
dass Korruption, wenn sie in Teilen eines
Konzerns erst einmal geduldet wird, sich
wie ein hochinfektiöses Virus schnell im
ganzen Unternehmen ausbreiten kann.

Ausgangspunkt bei ABB waren nach
Angaben ehemaliger Manager vor allem
große Aufträge aus dem Ausland. Wenn
der Konzern Lackierereien, Kraftwerke
und Müllverbrennungsanlagen im Wert
von mehreren hundert Millionen Mark an
Länder in Südeuropa oder Asien verkaufen
wollte, dann sei ohne Schmiergeld oft
nichts zu machen gewesen.

BBC, eine Vorgängerfirma der späteren
ABB, benutzte bereits Ende der achtziger
Jahre ein internes Formblatt, auf dem so-
gar die Details der Zahlungsweise ange-
kreuzt werden konnten: „Überweisung
über einen neutralen Bankplatz außerhalb
der BRD“ konnte ebenso gewählt werden
wie „Bitte ohne Absenderangabe“.

Bis ins Jahr 1999 hätten die Zahlungen
nicht einmal getarnt werden müssen, weil
sie nach deutschem Recht noch erlaubt und
als „Nützliche Aufwendungen“ (NA) steu-
erlich absetzbar waren. Doch die auslän-
dischen Empfänger, Funktionäre, Staats-
sekretäre und Minister, wollten die Her-

kunft des Geldes in der 
Regel lieber im Verborgenen
lassen – ohne Absender
eben.

Solche Zahlungen an
ausländische Auftraggeber
mussten aber auch eine
ständige Verlockung für jene
Manager darstellen, die Auf-
träge in Deutschland akqui-
rierten. Warum sollten sie
Umsatz und Erfolg ihres Un-
ternehmensbereichs nicht
ebenfalls mit einigen dis-
kreten Geldübergaben för-
dern? Zudem forderten nach
Angaben von R.s Anwalt
Walther auch viele Auftrag-
geber Bares.

Als sein Mandant 1994
seine Arbeit aufnahm, habe
er feststellen müssen, dass
für die Lieferanten der Au-
toindustrie „eine Zwangs-
situation bestand. Es gab
praktisch keinen einzigen
Auftrag, für den nicht ein



Müllverbrennungsanlage Böblingen: „Die Buchhaltung darf nicht aufschreien“
Provisionsanteil in Höhe von circa fünf
Prozent bezahlt werden musste“.

Das System, das Finanzmann B. mit den
Firmen CC-Partner, Boresta und Tech-
nacount entwickelt hatte, passte wie ge-
schmiert zum Problem, hatte jedoch eine
Schwachstelle: Wo es keine Überweisun-
gen und keine Quittungen gibt, wo Millio-
nen in bar den Besitzer wechseln, kann
auch niemand prüfen, wer das Geld letzt-
lich erhält. Ein Umstand, den der ABB-
Manager R. nach Überzeugung der Mann-
heimer Staatsanwälte zu seinen Gunsten
nutzte.

R. behauptet, er habe das Schmiergeld
an einen Unbekannten übergeben, der sich
als Mittelsmann für die Empfänger ausge-
geben habe. Die Fahnder aber stellten fest,
dass R. oft wenige Tage nachdem er Bar-
geld für angebliche Schmiergeldzahlungen
übernommen hatte, hohe Summen auf sein
eigenes Konto bei der DG Bank in Lu-
xemburg einzahlte. Mal waren es 500000
Mark, mal 1,3 Millionen, einmal gar 3 Mil-
lionen.

Der Verdacht, dass R. zumindest einen
Teil des vermeintlichen Schmiergeldes auf
das eigene Konto leitete, liegt nahe. Das
aber wäre gewiss nicht im Sinne seines
einstigen Arbeitgebers gewesen. ABB hat
den ehemaligen Geschäftsführer deshalb
auf Schadensersatz in Höhe von 18 Millio-
nen Mark verklagt. Dietmar Hawranek
Rüther sich bei AVG-Chef Eisermann. Die
beiden verabredeten sich mit Steinmüller-
Geschäftsführer Michelfelder. Im vorneh-
men Kölner Restaurant „Goldener Pflug“
sei dann geredet worden.

Um die erste Tranche Dankeschön-
Spenden zu kassieren, flogen Michelfelder
und Rüther, so die Ermittlungen, im Früh-
jahr 1995 nach Zürich, vergeblich. Aber im
Juli wurde dann für SPD-Rüther ein wei-
terer Übergabetermin vereinbart. Diesmal
klappte es, nach den Erkenntnissen der Er-
mittler bei Rechtsanwalt Egli, was der aber
bestreitet: Rüther, so Egli, „war nie bei
mir“.

Egli überließ Rüther, so dessen Aussage,
einen verschlossenen Umschlag mit 150000
Mark. Tagelang, so Rüther, habe er das
Geld in seiner Aktentasche herumge-
schleppt, dann erst sei ihm eine Idee ge-
kommen, was damit zu machen sei: eine
schwarze Kasse für Bundestags- und Kom-
munalwahlkämpfe anzulegen.

Die füllte sich schnell. Im April 1997 hol-
te Rüther weitere 100000 Mark, im Sep-
tember 1998 steckte ihm ein für das Kölner
Müllofenprojekt zuständiger Steinmüller-
Manager im Zürcher Hotel Baur au Lac
nochmals 70000 Mark zu – summa sum-
marum 320000 Mark Dankeschön-Spen-
den, die Rüther aus der Schweiz geholt
hatte, alles in bar.

Auch Trienekens, zu einem Viertel an
der Müllofen-Betreibergesellschaft AVB
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beteiligt, zahlte in die Kasse
des Kölner Paten – nach
Rüthers Addition insgesamt
200000 Mark. Trienekens-An-
walt Gatzweiler räumt inzwi-
schen 150000 Mark ein – an-
geblich „aus dem versteuerten
Vermögen“ Trienekens’ , also
privat.

Die anderen Gaben an die
Kölner SPD stammen unter
anderem von großen Bauun-
ternehmen. Als schließlich die
Frage akut wurde, wie jene
Gelder legal umzurubeln sei-
en, kamen Rüther und der 
damalige Kölner SPD-Schatz-
meister Manfred Biciste
schnell auf den Trichter: Spen-
denquittungen mussten her.

Beide, sagt ein Szene-Ken-
ner, hätten ein „Grundprin-
zip“ vereinbart: Quittungen
über angebliche Spenden soll-
ten nur jene Parteifreunde er-
halten, die sich ihrem Ein-
kommen nach auch größere
Spenden hätten leisten kön-
nen. Sonst wären „Finanzbe-
amte ziemlich schnell hell-
hörig“ geworden.

Bislang ist die Liste getürk-
ter Spenden in Köln geheime
Kommandosache. Die Spitze
der SPD-Bundestagsfraktion

befürchtet, dass auch Abgeordnete aus
Köln und Umgebung mitgemacht haben
könnten. Für den Kölner Bundestagsdi-
rektkandidaten Werner Jung ist die Kar-
riere schon mal vorbei. Der Landesvorstand
entzog ihm am vergangenen Freitag wegen
Zweifeln an seiner Ehrenerklärung vorerst
das Vertrauen. Drei Landtagsabgeordnete
haben sich zudem geoutet.

Im Epizentrum der Schmiergeldaffäre
steht Sigfrid Michelfelder, Rüthers Reise-
genosse und ehedem Chef des Anlagen-
bauers Steinmüller GmbH. Er war einer
der Kandidaten für den Job des Vor-
standsvorsitzenden des renommierten
Technologiekonzerns Babcock Borsig, das
Unternehmen hat zwischenzeitlich die
Mehrheit bei Steinmüller.

Stattdessen sitzt Michelfelder nun hinter
Gittern. Bevor er Ende Februar dort lan-
dete, habe er sich „in düsteren Andeutun-
gen“ ergangen, so ein Babcock-Manager.
Als beide einmal über die Schmiergeld-
Affäre in Böblingen redeten, habe Michel-
felder nur gesagt: „Das ist klein-klein.
Wenn jemand mal in Köln reinsticht, dann
wackelt die Republik.“

Nach bisheriger Aufrechnung der Kölner
Staatsanwaltschaft soll Michelfelder mindes-
tens 21 Millionen Mark Steinmüller-Gelder
auf unterschiedliche Schweizer Kon-
ten transferiert haben. Doch den Vorwurf
schwerer Untreue, ursprünglich im Haftbe-
fehl so formuliert, halten die Ermittler nicht
29
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mehr aufrecht: Gegen Michel-
felder wird ausschließlich we-
gen des Verdachts der Beste-
chung ermittelt – die Fahnder
glauben, er habe seine Millio-
nen an andere weitergeleitet.
Michelfelder-Anwältin Weh-
nert schließt Bestechung und
persönliche Bereicherung aus.
Ihr Mandant schweigt. Warum?

Weil er doch selbst kassier-
te? Oder weil hochmögende
Politiker verwickelt sind und
die Republik sonst tatsächlich
wackeln würde?

In ihrem Kernland NRW gerät die SPD
auch noch wegen anderer Dankeschön-
Spenden unter Druck. So hat die Staats-
anwaltschaft Wuppertal nach „sehr gründ-
licher Prüfung“ vergangene Woche ein Er-
mittlungsverfahren gegen den dortigen
SPD-Oberbürgermeister Hans Kremendahl
eingeleitet. Er hatte von dem Bauunter-
nehmer Uwe Clees eine halbe Million
Mark für seinen Wahlkampf im Jahr 1999
bekommen. Die Fahnder glauben, dass
Kremendahl im Gegenzug bei Bauprojek-
ten half – was Clees bestreitet.

Der Oberbürgermeister ist sich ebenfalls
keiner Schuld bewusst, er sei sogar, selbst-
verständlich, an schonungsloser Aufklä-
rung interessiert.

In Recklinghausen musste vergangene
Woche der SPD-Chef Peter Rausch, 52,
zurücktreten. Gegen ihn ermittelt die
Staatsanwaltschaft, denn als Geschäftsfüh-
rer der städtischen Wohnungsgesellschaft
soll er Baufirmen Aufträge gegeben haben,
die im Gegenzug sein Privathaus verschö-
nerten – natürlich kostenlos.

Im Windschatten des NRW-Filzes wach-
sen derweil im Norden der Republik gleich
zwei Affären zu beträchtlicher Größe: Mit

Tränen kämpfend, gab Heide
Simonis (SPD), Ministerpräsi-
dentin von Schleswig-Holstein,
am vergangenen Dienstag be-
kannt, dass ihr langjähriger po-
litischer Weggefährte und Chef
der Staatskanzlei, Klaus Gärt-
ner (FDP), in den einstweiligen
Ruhestand gehe. Gärtner über-
nehme „für das Fehlverhalten
eines Mitarbeiters die politische
Verantwortung“.

Als eigentlichen Sünder be-
nannte Simonis Karl Pröhl,
der von der Staatskanzlei als
Koordinator des Landes für
die Expo 2000 zur Investiti-
onsbank Schleswig-Holstein
abgeordnet worden war. Ne-
benher war Pröhl aber für fünf
Immobilienfirmen tätig – als
Vorstandsmitglied, Geschäfts-
führer, Kommanditist und
Geldbeschaffer.

Trotz der fristlosen Entlas-
sung Pröhls bleiben Zweifel,B
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Angeklagte
Perfide Form der Abzocke
Eine private Stiftung organisiert am Brandenburger Tor eine Total-

Sanierung – und kassiert vier Millionen Euro Werbegelder.
Vielen Berlin-Besuchern geht es so
wie Erwin Schmitt, einem Land-
wirt aus dem Hunsrück. Nur zu

gern hätte auch er ein Erinnerungsfoto
mit dem „Symbol der Deutschen“ heim-
gebracht. Doch vorm Brandenburger Tor
hängt seit dem Herbst 2000 eine riesige
Werbeplane der Telekom. „Runter mit
dem Mist“, forderte der wackere Bau-
ersmann vergangene Woche im Regie-
rungsviertel – laut, aber vergebens.

Das Wahrzeichen der Einheit steht seit
16 Monaten in einer Grauzone, die in
Köln Klüngel, in Bayern Amigowirtschaft
und in Berlin einfach Filz heißt – und  die
nichts anderes ist als eine juristisch gera-
de noch akzeptable Form der Korruption.
Wobei die Berliner, die schon große Bau-
skandale kannten, als anderswo noch
schlicht Stein auf Stein gemauert wurde,
fürs Brandenburger Tor eine ganz beson-
ders perfide Form der Abzocke erfanden.

Der Senat trat befristet „den unmit-
telbaren Besitz“ am Bauwerk an die ei-
gens gegründete private „Stiftung Denk-
malschutz Berlin“ ab. Die garantierte
dafür eine Sanierung, deren Notwendig-
keit viele Experten bezweifelten.

Auf Kompetenz kam es auch gar nicht
an, denn es entstand ein faszinierender
Wertschöpfungsprozess ohne jede Kon-
trollmöglichkeit: Das Tor wurde zur Lit-
faßsäule umfunktioniert, die Telekom
zahlt monatlich knapp 200000 Euro für
die Werbefläche, und ob unter der Plane
gearbeitet oder geschludert wird, ist
kaum nachzuvollziehen. Jedenfalls dau-
ert die Sanierung, erst für gut ein Jahr
terminiert, immer länger. Erst für Okto-
ber ist wieder freie Sicht versprochen,
bis dahin sind über vier Millionen Euro
in die Stiftungskasse geflossen.

Und weil Planung, Genehmigung, Ver-
gabe, Ausführung und Begutachtung
praktisch in einer Hand liegen, fehlt jede
Transparenz. Die Tor-Politik bestimmt
eine seltsame Herrenriege: Der ehemali-
ge Berliner Landeskonservator Helmut
Engel, der mit ihm aus früheren Tagen
verbandelte Immobilienunternehmer
Reinhard Müller, der letzte DDR-Minis-
terpräsident und Stiftungsvorstand Lo-
thar de Maizière und der zum Sanie-
rungsunternehmer umgeschulte Ex-Ga-
lerist Michael Pauseback.

Nachdem eine internationale Exper-
tenrunde die Berliner Verhältnisse kriti-
sierte, verlangt Bauhistoriker Johannes
Cramer vom Schinkel-Zentrum der TU
nun die Einschaltung unabhängiger Fach-
leute. Er verweist auf die Charta von Ve-
nedig, das „Fundament der denkmalpfle-
gerischen Praxis“. Und die sei eindeutig:
„Wer plant, darf nicht genehmigen, und
wer genehmigt, darf nicht ausführen –
das gilt seit vier Jahrzehnten und sollte
sich eigentlich auch bis Berlin herumge-
sprochen haben.“ Peter Wensierski



Anrüchiges Doppelspiel

Ingenieurbüro
Göpfert,
Reimer & Partner
war an der Planung
von rund der Hälfte aller
deutschen MVA beteiligt.

Müllverbren-
nungsanlagen

pro Bundes-
land
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4  Reimer behauptet nun, dieses Geld nie erhalten
zu haben. Die Anlagenbauer würden ihm die Zahlun-
gen unterstellen, um deren eigene Schmiergeldflüs-
se zu verdecken.

2  Gleichzeitig beriet
Reimer auch die Anla-
genbauer – wohl ohne
Wissen der Kommunen.
Dabei sollen Honorare an
Reimer persönlich ge-
flossen sein, angeblich
auch über die Schweiz.

3  Im laufenden Steuerstrafverfahren
wird Reimer vorgeworfen, umgerechnet
10,2 Millionen Euro Provisionen, die er
von den Anlagenbauern kassiert haben
soll, nicht versteuert zu haben.

1 Kommunen
beauftragten das
Ingenieurbüro Göpfert, Reimer &
Partner, für geplante Müllver-
brennungsanlagen (MVA) Aus-
schreibungen zu konzipieren und
die Angebote der Anlagenbauer
auszuwerten.

?

Reimer*: „Clearingstelle für Schwarzgelder“
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ob Simonis und Gärtner wirklich so ah-
nungslos waren, wie die Regierungschefin
am Dienstag glauben machen wollte. Denn
die Dreistigkeit, mit der Pröhl agierte, ist
ohne Filzgeflecht und ohne Rücken-
deckung kaum vorstellbar, wie das Beispiel
Kieler Schloss zeigt.

Für die landeseigene Immobilie sollte
nach monatelangen Verhandlungen mit
mehreren Interessenten Ende Februar das
Projektentwicklungsunternehmen B&B
den Zuschlag erhalten. Das Schloss sollte
zur Luxus-Seniorenresidenz samt Hotel
umgebaut werden.

B&B-Chef Falk Brückner hatte einen
kompetenten Berater: Karl Pröhl. Der ent-
warf mit ihm zusammen auch das Grund-
konzept des Schlossumbaus, und seit April
2001 firmierte Pröhl sogar als Mitglied
des B&B-Vorstands im Handelsre-
gister. Zeitweise stand sein
Name im Briefkopf des Unter-
nehmens.

Die Doppelfunktion war
praktisch, denn so konnte
Pröhl teilweise mit sich selbst
über die Landesimmobilie ver-
handeln: Pröhl, so der zustän-
dige Finanzstaatssekretär Uwe
Döring, habe B&B nicht nur
empfohlen, sondern auch mit
falschen Bonitätsunterlagen schöngeredet.

Der hässliche Hintergrund muss in der
Staatskanzlei bekannt gewesen sein. Denn
im Herbst vergangenen Jahres hatte Pröhl,
ganz offiziell, einen Antrag auf Genehmi-
gung einer Nebentätigkeit für B&B gestellt.
Er selbst ist sich deshalb „keiner Verfeh-
lung bewusst“. 

Womöglich wollten SPD-Leute in Kiel
aber auch nichts wissen. Denn hinter B&B
stand inkognito eine Immobilientochter
der SPD-dominierten Westdeutschen Lan-
desbank. Und die hatte gleich auch das
Wertgutachten für das Schloss erstellt.

Simonis steht unter Druck, hatte sie sich
doch erst Anfang des Jahres in einem an-
deren Korruptionsfall ausgesprochen milde
gezeigt. Bei der Einführung eines neuen
Computersystems für die Landesverwal-
tung hatte die Bietergemeinschaft Debis/
SAP 1998 den Zuschlag für das 10,8-Mil-

* Am 13. März im Hamburger Landgericht.
lionen-Euro-Projekt erhalten – obwohl sie
fast dreimal so teuer war wie der günstigs-
te Mitbewerber. „Das ausgewählte Verfah-
ren“, so die Prüfer, „rangierte unter fach-
lichen und finanziellen Aspekten … auf
Rang fünf von sechs in die engere Wahl ge-
zogenen Anbietern.“

Verdächtig, dass die Projektleiterin im
Finanzministerium später mit einem schö-
nen Vertrag zu SAP wechselte. Und der
ehemalige Finanzstaatssekretär Joachim
Lohmann (SPD), der die Entscheidung
kurz vor seinem Ausscheiden aus dem 
Ministerium durchgedrückt hatte, ver-
diente schon ab April 1999 als Berater
zunächst bei Debis, später auch bei SAP
viel Geld. 50 000 Mark 1999, je 200 000
Mark in den Jahren 2000 und 2001 – zu-
sätzlich zur Pension.

SPD-Finanzminister Claus Möller gab
sich im Januar vergangenen Jahres „ge-
schockt“. Von Loh-
manns Beratertätigkeit habe er nichts ge-
wusst. Der behauptet freilich, er habe nie
einen Hehl aus seiner Tätigkeit gemacht.

Und auch im nahen Lübeck muss sich
derzeit SPD-Bürgermeister Bernd Saxe zu-
sammen mit Klaus Puschaddel, dem Auf-
sichtsratschef des städtischen Koordinie-
rungsbüros Wirtschaft (KWL), gegen einen
Filzvorwurf wehren. Unter dubiosen Um-
ständen soll Puschaddels Vize eine 150000-
Euro-Bürgschaft bekommen haben.

In den meisten solcher Fälle fühlen sich
die Verdächtigen völlig unschuldig. So auch
die Beteiligten einer Affäre, in die der sach-
sen-anhaltinische SPD-Bundestagsabge-
ordnete Eckhart Lewering verwickelt ist.
Aufmerksam wurden die Fahnder auf den
Vorgang Ende vorigen Jahres. In den Ak-
ten einer Tochterfirma des westfälischen
Klinikkonzerns Lielje fanden sich merk-
würdige Rechnungen für den Bau eines
Privathauses in Bad Kösen über rund 1,6
Millionen Mark. Bezahlt hatte der Auf-
d e r  s p i e g e l 1 2 / 2 0 0 2
traggeber an das Unternehmen aber an-
geblich nur 550000 Mark.

Die von Lielje angeblich mit mehr als
einer Million Mark subventionierte Immo-
bilie gehört Lewerings Ehefrau Dagmar.
Die Staatsanwälte glauben an ein unzuläs-
siges Mauschelgeschäft. Denn Dagmar Le-
wering ist als Direktorin der Landesversi-
cherungsanstalt Sachsen-Anhalt (LVA) für
die Zuweisung von Patienten in Reha-Ein-
richtungen zuständig. Mehr als jeden drit-
ten Patienten der Lielje-Klinik in Bad
Kösen vermittelt die LVA.

LVA-Managerin Lewering kannte die
Lielje-Gruppe zudem aus eigener Anschau-
ung: Sie stand Anfang der neunziger Jahre
als Juristin auf der Payroll des Klinikunter-
nehmens. Auch der Ehemann fand, bevor er
Volksvertreter wurde, sein Auskommen bei
Lielje. Während Sozialdemokrat Lewering
auf Truppenbesuch im Kosovo weilt, be-
streitet die Ehefrau, jemals das Klinikunter-
nehmen bevorzugt zu haben. Doch am Don-
nerstag hob der Bundestag schon mal die
Immunität ihres Gatten auf.

All die prominenten Fälle von Köln bis
Kiel treffen die SPD – doch Filz gibt es in-
zwischen überall. Beamte und Politiker ent-
scheiden über die Milliardenaufträge an
Unternehmen, die Versuchung ist gewaltig.
Und wo immer Staatsanwälte sich in Amts-
stuben umschauen, werden sie inzwischen
fündig. Allein für das Jahr 2000 registrier-
te das Bundeskriminalamt (BKA) in Wies-
baden 20,2 Prozent mehr Fälle als 1999, die
Zahl der Tatverdächtigen stieg von rund
2500 auf etwa 2850, dazu kommen noch
Verfahren, die etwa beim Zoll laufen.

Und die Dunkelziffer, so eine BKA-Ana-
lyse, sei „vermutlich enorm“, denn „so-
lange sich niemand darum kümmert“, sagt
Leo Schuster, Erster Direktor beim BKA,
„gibt es keine Korruption“: Opfer wie bei
Raub oder Körperverletzung gibt es selten
– nur zwei Täter.
31



Korruptionsermittler Schaupensteiner 
Wühlen im Frankfurter Sumpf
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Besonders schlimm ging es schon immer
in der Müllbranche zu: 24 Jahre diente
etwa Jan Schmitt-Tegge im Berliner Um-
weltbundesamt (UBA). Dass sich sein Job
als Abteilungsleiter für Entsorgung unge-
mein gelohnt hat, wird inzwischen immer
wahrscheinlicher. Schon vor vier Jahren
schauten Staatsanwalt und Bundeskrimi-
nalamt bei ihm vorbei, der Vorwurf laute-
te auf Bestechlichkeit.

Bis vergangene Woche sah es so aus, als
wäre der ehemalige UBA-Beamte einer
von vielen, die ein bisschen mitverdien-
ten. Womöglich aber ging es über die Jah-
re um andere Größenordnungen als jene
30000 Mark, die auf einem Konto seiner
Tochter in der Schweiz eingegangen waren:
Müllunternehmer nutzten – laut Ermitt-
lungen mit seiner Hilfe – staatliche För-
derprogramme für innovative Umwelt-
technologien. In einem Zürcher Depot des
Beamten lagen Wertpapiere in Höhe von
etwa einer halben Million Franken.
Schmitt-Tegge bestreitet, jemals Schmier-
geld kassiert zu haben.

Einer der ganz Großen im Geschäft ist
der Hamburger Ingenieur Hans Reimer –
er gilt in der Wiesbadener BKA-Zentrale
als „eine der zentralen Figuren“ im bun-
desweiten Geflecht von Anlagenbauern,
Müllmanagern und Politikern.

Ähnlich wie Rüstungslobbyist Karlheinz
Schreiber schob sich Reimer zwischen die
meist staatlichen Auftraggeber und die pri-
vaten Lieferanten – eine Spinne im Netz.
Bei Ausschreibungen kamen die wenigen
tonangebenden Anlagenbauer wie ABB,
Steinmüller, Martini, Noell, Babcock oder
die Schweizer Von Roll schwerlich an ihm
vorbei.

Jetzt steht Reimer in Hamburg vor Ge-
richt, denn allein zwischen 1994 und 1998
soll er dem Fiskus 8,5 Millionen Mark vor-
enthalten haben. Steuerfahnder ordnen
ihm millionenschwere Schwarzgeldtrans-
aktionen aus Scheingeschäften zu – was
Reimer bestreitet.

Betont gelassen hörte sich der sonnen-
gebräunte Reimer jetzt etwa an, wie der
Richter einen ehemaligen Babcock-Mana-
Geldwäscher-Metropole Zürich: Fette Bündel B
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ger zu zwei Zahlungen in Höhe von über
drei Millionen Schweizer Franken im Jahr
1994 befragte. Ob Reimer der Grund für
die Zahlungen sei, konnte der Zeuge nicht
mit Sicherheit sagen.

Die weiträumigen Erinnerungslücken
des Babcock-Mannes passen perfekt ins
Konzept des Hamburger Müllpaten. Selbst-
verständlich hat er mit den dubiosen Rech-
nungen nichts zu tun. Glaubt man Reimers
jüngstem medialen Frontalangriff auf die
Politik, haben stattdessen immer wieder
andere abgegriffen: In einem Interview mit
der Wochenzeitung „Zeit“ packte er vori-
ge Woche über „Kartelle und Korruption“
aus – als Insider und Unschuldslamm.

Laut Reimer handelt es sich bei den un-
erklärten Millionen um Schmiergeldzah-
lungen an Politiker. Handfeste Beweise?
Fehlanzeige. Um seinen Kopf aus der
Schlinge zu ziehen, plauderte Reimer bei-
spielsweise über die Preussag und deren
„Clearingstelle in Genf zur Umverteilung
von Schwarzgeldern“. Gemeint ist die da-
malige Preussag-Tochter Noell, die heute
zu Babcock Borsig gehört.

Doch dabei könnte Reimer die Weisheit
vom Glashaus und den Steinen zum Ver-

hängnis werden. Denn am
18. Februar, dem zweiten
Verhandlungstag seines Pro-
zesses, stand Sigurd Leh-
mann-Tolkmitt im Zeugen-
stand, Ex-Manager von No-
ell. Seine Aussagen belasten
Reimer schwer. Als New-
comer in der Branche habe
Noell mit Zahlungen an den
Hamburger „ein gutes Ein-
vernehmen erzielen wollen,
um eine Chance zu bekom-
men“, erzählte Lehmann-
Tolkmitt. „Wegelagerer-Zoll
nach Art der Mafia“, warf
spontan der Richter ein.

Dass aber mehr als zwei
Drittel der vom BKA regi-
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strierten Bestochenen in Behördenstuben
sitzen, liegt auch daran, dass Privatunter-
nehmen Korruptionsfälle lieber diskret
klären. Ohne dass je ein Strafverfolger ei-
nen Tipp bekommt, werfen sie geschmier-
te Mitarbeiter einfach raus. Für Tagessätze
von bis zu 5000 Mark pro Mann mieten
Konzerne inzwischen Spezialisten aus den
so genannten Forensic-Service-Abteilun-
gen großer Beraterfirmen, die schwarze
Schafe, etwa im Einkauf von Konzernen, ja-
gen. Der Blick für Korruption, klagt Tho-
mas Spemann, Chef-Ermittler der Unter-
nehmensberatung Arthur Andersen, sei
freilich immer noch zu wenig geschärft.
„Wir haben das Gefühl, dass wir in einem
ordentlichen Land leben, aber faktisch ist
das eine Bananenrepublik.“

Er fürchte die Entstehung von „Parallel-
und Schattenwelten“, in denen, sagt BKA-
Mann Schuster, „Illegalität und Legalität
verschwimmen und es kein Unrechtsbe-
wusstsein mehr gibt“. Auch der Leitende
Oberstaatsanwalt Manfred Wick aus Mün-
chen hat festgestellt, dass Beschuldigte oft
„aus allen Wolken fielen“, weil sie ihr klei-
nes schmutziges Geschäft nicht für ein Ver-
brechen halten; außerdem würden es doch
alle tun.

Leider wahr: Vor acht Monaten wurden
in Frankfurt mit einem Schlag über hun-
dert Fälle bekannt, in denen Staatsdiener
die Hand aufgehalten haben sollen. Allein
im Hochbauamt und dem städtischen Un-
ternehmen Frankfurter Aufbau AG ermit-
telt die Staatsanwaltschaft gegen 120 Mit-
arbeiter, im Fall der Messe am Main, wo lu-
krative Aufträge vergeben werden, stehen
noch mal 70 Beschuldigte in den Akten.

Mal gab es plump Bargeld etwa von be-
günstigten Bauunternehmern, mal reno-
vierten die edlen Spender ein privates
Haus, mal legten sie einem Staatsdiener
für seine Gefälligkeiten einen Stroman-
schluss auf den Balkon – zu Weihnachten,
hatte der Mann wissen lassen, wünsche er
sich dort einen beleuchteten Christbaum.

In Hannover sollen Sachbearbeiter im
Bauordnungsamt ihren Kunden ihr
Schmiersystem geradezu aufgezwungen
haben, Staatsanwälte kamen auf 270 Be-
schuldigte, erst wenige Verfahren sind ab-
geschlossen. Die Methode war schlicht: Die
Angestellten der Behörde mimten bei An-
tragstellern stets die Hilfsbereiten – ob man
denn schon jemanden habe, der die Bau-
skizzen erstelle? Nein? Ein Zimmer weiter
sitze da ein Profi, der das nebenberuflich
mache. So schanzten sich die Sachbear-
beiter gegenseitig Aufträge zu, nur Quit-
tungen gab es nie. 

Wegen der komplizierten Materie bei
Wirtschaftsdelikten kommen die Ermittler
oft nicht nach – meist bringen sie von ei-
nem Komplex nur die dicksten Fische vor
Gericht. Eine noch unveröffentlichte BKA-
Studie, die 280 Korruptionsverfahren aus
den neunziger Jahren analysierte, kommt
zu dem Schluss, dass es in gerade 18 Pro-
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Katsche in der Klemme
SPD-Generalsekretär Franz Müntefering muss 

die Spendenaffäre von seiner Partei und vom Bundeskanzler 
fern halten – aber auch von sich selbst. 
Es war der Dienstag letzter Woche, als
Franz Müntefering plötzlich begann
mit seinem Badezimmerspiegel zu

sprechen. Er trug noch seinen Schlafan-
zug, es war halb sechs am Morgen.

Der Generalsekretär der SPD musste
seine Stimme in Gang bringen, zwei Ra-
diosender wollten ein Interview von ihm.
Er musste frisch wirken.

Die Nacht war kurz gewesen, er war erst
um eins ins Bett gegangen, er kam von ei-
ner Dienstreise – aus Nordrhein-Westfalen
natürlich. Die Welt in Nordrhein-Westfalen
hat die Welt der SPD kaputtgemacht, und
Franz Müntefering ist dafür zuständig, die-
se Welt wieder ganz zu machen. Schon vor
Sonnenaufgang beginnt derzeit sein Job,
das Land auf SPD-Linie zu trimmen. Alles
eine rein Kölner Angelegenheit, sagt er
dann. Wir werden mit aller Härte dagegen
vorgehen. Alles anders als bei der CDU.
Und: Ich, der Franz, kann nichts dafür.

Als ob es vorher nicht schon dicke genug
gekommen wäre. Die Wirtschaft im Keller,
die Arbeitslosenzahlen auf der Zinne, die
Pannenstatistik der Regierung ziemlich ein-
drucksvoll. Und er, Müntefering, muss al-
les so drehen, dass die Leute glauben: Wird
schon wieder. Nebenbei soll er der Oppo-
sition ans Bein fahren, Stoiber vor allem.
Und jetzt das. Der Spendenskandal. Kor-
rupte Genossen. Seine Genossen.

Franz Müntefering, 62, sagt, dass er sich
als Vorstopper der Sozialdemokraten ver-
-Führungstrio Lafontaine, Scharping, Schrö
stehe. Er ist ein Bewunderer von Hans-Ge-
org „Katsche“ Schwarzenbeck, jenem le-
gendären Ausputzer Bayern Münchens zu
Franz Beckenbauers Zeiten, der seine Auf-
gabe darin sah, seinem Chef unauffällig
und entschlossen den Rücken freizuhalten
und gelegentlich den Ball nach vorn zu
schießen.

Jetzt ist nicht die Zeit für Vorwärtsdrang.
Franz Müntefering muss den Ball flach hal-
ten und verteidigen. Er muss diese Affäre
von der Bundespartei wegrücken, vom
Kanzler – und von sich selbst.

Müntefering hat nur noch Auswärts-
spiele. Selbst im Willy-Brandt-Haus, der
Heimstatt der SPD. Letzte Woche stand er
da auf dem Podest, die Kameras guckten
ihn an, seine Augen traten hervor wie bei
einem, der an Morbus Basedow leidet. Ne-
ben ihm erhob sich die Büste von Willy
Brandt, Brandt hat die rechte Hand ausge-
streckt, es sah aus, als wollte er dem Enkel
eine langen. Müntefering stand vor einem
Plakat, das unter anderem die Türme des
Kölner Doms zeigt. Auf dem Plakat stand:
„Wir in Deutschland“.

Man könnte es auch anders lesen. Wir
im Sumpf.

Müntefering, der Sauerländer, trug ei-
nen grauen Anzug und redete von der „Er-
folgs-Schtory“ der Regierung. Dann frag-
te ihn jemand nach Köln. Er sagte: „Ich
kann im Moment nicht sagen …“, oder:
„Ich kann nicht jeden Tag etwas Neues aus
der (1994): „Wir in Deutschland“
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Köln berichten …“ Er redete, als wären
das da unten am Rhein Vorgänge aus einem
fernen fremden Land.

Franz Müntefering war von 1998 bis 2001
Landesvorsitzender der SPD in Nordrhein-
Westfalen. Die Kölner Affäre ging bis 1999.
Er hat dieser Tage einen Satz gesagt, der
verwundern muss: „Als Landesvorsitzen-
der konnte ich davon nichts wissen.“ Das
klingt ganz so, als wären die Parteigliede-
rungen in Nordrhein-Westfalen durch Be-
tonmauern voneinander getrennt. Richtig
ist wohl, dass er von schwarzen Kassen
nichts wissen konnte. Er „kontrolliert“
gern – das konnte er nicht kontrollieren.
Aber konnte er nicht ahnen, dass es bei
den Sozen am Rhein zum Himmel stinkt?
Gibt es einen, der das eher hätte ahnen
können als er? 

Der Generalsekretär ist seit 36 Jahren in
der SPD und seit 35 Jahren in der IG Me-
tall, er ist seit 1984 im Vorstand des mit-
gliederstärksten SPD-Bezirks Westliches
Westfalen, er war Minister unter Johannes
Rau. Man kann nicht sagen, die nordrhein-
westfälische Sozialdemokratie sei nicht von
Franz Müntefering mit geprägt worden.

Als Helmut Kohl die CDU in den Spen-
denskandal zog, hätte der SPD-General am
liebsten gleich die ganze Union aus den
Ämtern gejagt. Koch „ein Feigling“,
Schäuble „ein verbrannter Mann“, Rühe,
Rüttgers, alle Teil eines Systems. Müntefe-
ring hatte gesagt, so was könne es bei den
Roten nicht geben.

Jetzt begegnet er jeden Tag seinen Zita-
ten von damals. „Ich weiß nur, dass ich
nichts gewusst habe“, sagt er. Der Satz
könnte von Roland Koch stammen.

Der Unterschied zwischen den Roten
und den Schwarzen besteht im Moment
darin, dass Franz Müntefering die „scho-
nungslose Aufklärung“ mit großem Ge-
räusch ins Land hinausknattert. Mit Blick
auf die Wahlkampfmonate versucht er da-
mit eine Schutzmauer aufzubauen, hinter
der sich die Bundespartei einstweilen ver-
schanzen soll. Bloß: Aufgeklärt ist noch
gar nichts. So gesehen gibt es schon jetzt
keinen großen Unterschied mehr zwischen
den Roten und den Schwarzen.

Letzte Woche saß Müntefering in einem
Flugzeug der Deutschen BA, Platz 5 c, es
ging von Berlin nach Nordrhein-Westfalen.
Er hatte einen Stapel mit Zeitungsaus-
schnitten aus seinem schwarzen Piloten-
koffer gezogen. Die Zeitungen schrieben,
dass er jetzt vom Untersuchungsausschuss
vernommen werde. Wie Kohl. 

Weil er meint, dass in der SPD alles an-
ders ist als in der CDU, beantragte Mün-
tefering, dass das Fernsehen bei seinem
Verhör dabei sein soll. Aber vielleicht
macht das Fernsehen alles nur noch schlim-
mer. Vielleicht tauchen mit jeder Antwort,
die Müntefering gibt, neue Fragen auf. Wie
bei Kohl. 



Generalsekretär Müntefering
„Ich kann nur kurze Sätze“ 
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Vielleicht wird etwas kleben bleiben an
Franz Müntefering. Ausgerechnet an ihm,
dem sozialdemokratischsten aller Sozial-
demokraten. Münteferings Vater arbeitete
erst als Knecht auf dem Bauernhof und
dann als Fabrikarbeiter, die Familie war
katholisch und wählte CDU. In Sundern,
dem Dorf, in dem Müntefering aufwuchs,
gab es einen Kinobesitzer, der vom Bür-
germeister Honorar dafür bekam, „dass er
keine unkeuschen Filme zeigte“, wie Mün-
tefering das noch heute nennt. Er fand die
Republik damals „ziemlich vermieft“ und
trat in die SPD ein.

Er ist durch diesen Parteiapparat nach
oben gekommen, anders als Schröder, der
in den entscheidenden Phasen gegen die
Funktionärs-SPD etwas geworden ist. Der
Generalsekretär musste wie der Kanzler
um seinen Aufstieg kämpfen. Er hat kein
Abitur, und manchmal scheint es, als wür-
de er sich darauf etwas einbilden.

„Ich kann nur kurze Sätze“, sagt er. Er
kann die Tonlage in diesen kurzen Sätzen
nicht wechseln – und wenn er mit diesen
kurzen Sätzen zum Beispiel auf Stoiber
losgeht, wirkt er manchmal wie ein Sprech-
automat. „Stoiber ist nicht gut für Ost-
deutschland. Er wäre nicht gut für Deutsch-
land insgesamt. Und er ist nicht re-
gierungsfähig.“ Bums, aus. So hat auch
„Katsche“ Schwarzenbeck geredet.

Das Gute an diesen kurzen Sätzen ist,
dass sie da verstanden werden, wo die SPD
zu Hause ist – am Erbseneintopf im Orts-
verein. Müntefering hält die rote Ursuppe
unter Dampf.

Als der Parteivorsitzende Rudolf Schar-
ping 1995 in höchster Not war, halfen ihm
die Nordrhein-Westfalen und schickten
ihren „Münte“ als Bundesgeschäftsführer
nach Bonn. Vier Wochen später wurde
Scharping von Lafontaine gestürzt. Jetzt
diente er Lafontaine – und als Schröder
Kanzlerkandidat wurde, diente er eben La-
fontaine und Schröder. 

Manche sagen, Müntefering sei ein Par-
teisoldat. Andere sagen, er sei ein Partei-
Karrierist. Das kommt auf die Perspektive
an. Er ist jedenfalls kein Generalsekretär,
wie Heiner Geißler bei der CDU einer war.
Die SPD-Zentrale ist keine Denkfabrik ne-
ben dem Kanzleramt.

„Partei“, sagt Müntefering, „muss sich
an der Regierung abarbeiten.“ Immerhin
hat er die SPD hinter einem Kanzler ver-
sammelt, den diese Partei lange auf Ab-
stand hielt. Auch Müntefering quälte sich
mit Gerhard Schröder. Nur: Die Partei
braucht Schröder. Und Schröder braucht
die Partei. Deshalb braucht Schröder auch
Müntefering.

Letzte Woche Dienstag saßen sie ne-
beneinander im Museum „Kunst-Palast“
in Düsseldorf, Nordrhein-Westfalen. Der
Kanzler musste eine Rede halten, das The-
ma hieß: „Wirtschaft und Arbeit in
Deutschland“. Man kann sich die Themen
nicht immer aussuchen.

Müntefering hörte in der ersten Reihe
zu, und manchmal fielen ihm die Augenli-
der runter. Schröders Rede endete mit dem
Satz: „Deutschland ist gut, und wir sind
stolz darauf.“ Da klatschten die Leute.

Auch der SPD-General ließ die Hände
etwas matt ineinander fallen, dann sprang
er auf und eilte ins Freie. Er
musste noch zu einer Sitzung mit
Harald Schartau und Jochen Ott,
wegen Köln. Unterwegs hielt ihm
jemand ein Mikrofon hin und
fragte, ob es sich tatsächlich nur
um eine Kölner Angelegenheit
handle. Müntefering antwortete
mit einem kurzen Satz: „Sie
spielt nur in Köln.“

Zwei Tage später war sie schon
in Wuppertal angekommen.
Franz Müntefering saß im Bistro
des Willy-Brandt-Hauses und
rauchte ein Zigarillo, Marke
„Christian of Denmark“. Er wur-
de gefragt, ob es nicht ganz egal
sei, wo diese Affäre spielt, ob in Köln oder
in Oer-Erkenschwick, ob es nicht vielmehr
darauf ankomme, dass diese Affäre mitten
in der SPD spielt.

Müntefering blies Rauch in die Luft und
sagte: „Ja, das stimmt.“

Er sieht so aus, als hätte er nicht mehr
viel in seinem Besteckkasten für den Wahl-
kampf. Nicht mal mehr anständige Rote
gegen unanständige Schwarze. 

Es gibt einen Satz von Heinrich Heine,
den Franz Müntefering einmal zu seinem
Lebensmotto erklärt hat. „Schlage die
Trommel und fürchte dich nicht.“

Jetzt haben sie ihm die Stöcke geklaut.
Matthias Geyer

Messe F
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zent der Verfahren zu Verurteilungen kam.
„Wir kommen kaum nach, die bestehenden
Akten abzuarbeiten“, stöhnt der Frank-
furter Oberstaatsanwalt und Korruptions-
experte Schaupensteiner, „da landen schon
wieder neue Fälle bei uns.“

Allein in Berlin, der Hauptstadt von In-
vestitionen und öffentlichen Aufträgen in
den neunziger Jahren, schnellte die Zahl
der Verfahren von 103 Verfahren (1991) auf
655 (2000) hoch – eine glatte Versechsfa-
chung. Seit der Wiedervereinigung, glaubt
der Chef der Innenrevision der Berliner
Bauverwaltung, Lothar Mewes, sei am Bau
durch Korruption ein Schaden von rund
51 Millionen Euro entstanden.

„Korruption ist ein bestimmender Fak-
tor im Alltag der Hauptstadt“, sagt Krimi-
naloberrat Andreas Maaß, Chef von drei
Anti-Korruptions-Kommissariaten im Lan-
deskriminalamt Berlin.

Die großen Filzfälle, wie jetzt in Köln, so
meint Fahnder Maaß, wirkten oft enthem-
mend auf viele untere Sachbearbeiter: „Sie
sind schlecht bezahlt oder haben persön-
liche Finanzprobleme. Da fragen die sich
doch: Warum sollen wir nicht auch zu-
langen?“

In den vergangenen Jahren ließen Bund
und Länder sich deshalb eine Reihe Ge-
genstrategien einfallen, Schwerpunkt-
staatsanwaltschaften in München, Frank-
furt und anderen Städten kümmern sich
ausschließlich um das schmierige Geschäft.
Der nordrhein-westfälische Innenminister
Fritz Behrens (SPD) wies im Herbst alle
Polizisten an, bei Korruptionsfällen ver-
stärkt illegale Gewinne einzuziehen, und
rheinland-pfälzische Staatsdiener sollen
Verdachtsfälle an das Referat 512 des Jus-
tizministeriums melden, Kennwort: „Ver-
trauliche Personalsache“.

In der Verwaltung des Bundes gilt seit
Juli 1998 die „Richtlinie zur Korruptions-
prävention“. Nach dem von der Bundes-
regierung erstellten Katalog sollen 
• Mitarbeiter in sensiblen Bereichen der

Verwaltung regelmäßig rotieren;
• Geschäftsvorgänge von mehreren Mit-

arbeitern kontrolliert werden;
• Planung, Vergabe und Abrechnung öf-

fentlicher Aufträge getrennt werden;
35



1949/50: Hauptstadtwahl
Bundestagsabgeordnete sollen bis zu 20000
Mark bekommen haben, damit sie für Bonn
statt Frankfurt als Hauptstadt votieren.

1959: Starfighter
Die BRD bestellt die ersten von 917
Kampfflugzeugen. US-Ermittlungsergeb-
nisse über Schmiergelder in Millio-
nenhöhe lassen sich nicht bestätigen.

1972: Misstrauensvotum
CDU-Hinterbänkler Julius
Steiner stimmt für Kanzler
Brandt statt für Parteikollege
Barzel. Dafür erhält er
50 000 Mark von der Stasi.

1981: Flick-Affäre
Flick-Manager spenden am
Finanzamt vorbei Millionenbeträge
an CDU/CSU, FDP und SPD. Die
Flick-Affäre gilt als Synonym für
die Verschränkung von Politik und
Wirtschaft.

1985: Wolfgang Antes
Für positiv beschiedene Bauvor-
haben nimmt der Charlottenburger
Baustadtrat mindestens 300 000
Mark Bestechungsgelder entgegen.

1991: Spürpanzer
„Fuchs“
Beim Panzerverkauf von
Thyssen Henschel an
Saudi-Arabien sollen
220 Millionen Mark für
Provisionen und Berater
geflossen sein.

1991: Traumschiff-Affäre
Baden-Württembergs Minister-
präsident Lothar Späth lässt sich
Segeltörns in der Ägäis und private
Flugreisen von einem Unternehmen
zahlen und tritt zurück.

1993: Amigo-Affäre
Der bayerische Ministerpräsident
Max Streibl gibt sein Amt auf. Er
räumt ein, dass ein Unternehmen
ihm Privatreisen finanziert hat.

1996: Frankfurter Flughafen
Mehr als 30 Firmen zahlen Millio-
nenbeträge an Flughafenangestellte,
um an Bauaufträge zu gelangen.

1999: CDU-Parteispendenskandal
Nach der Entdeckung schwarzer CDU-Kassen
und -Konten gibt Helmut Kohl zu, bis zu zwei
Millionen Mark Barspenden nicht ordnungs-
gemäß deklariert zu haben.

2001: Berliner Bankenskandal
CDU-Fraktionschef und Bank-
vorstand Klaus Landowsky
nimmt von Kreditnehmern
eine Parteispende von 40 000
Mark an. Darüber stürzt die
Regierung Diepgen.

Die Affären-Republik

Titel
Spürpanzer „Fuchs“

Landowsky

• eigene Abteilungen gegründet werden,
die als Innenrevisionen die Kollegen
kontrollieren; 

• Unternehmen von Ausschreibungen aus-
geschlossen werden, die früher bereits
als unzuverlässig aufgefallen waren.
Ein Korruptionsregister, in

dem bundesweit ertappte Fir-
men erfasst werden, fordern
Experten schon seit Mitte der
neunziger Jahre – doch ein-
gerichtet ist es bis heute
nicht. Immerhin hat die Bun-
desregierung im Dezember
ein Gesetz auf den Weg ge-
bracht, das – wenn es denn
das parlamentarische Verfah-
ren übersteht – die Voraus-
setzungen dafür schafft.

Für eine der effektivsten Waffen gegen
die Korruption halten Experten die Perso-
nalrotation, den regelmäßigen Tausch von
Arbeitsgebieten innerhalb der Verwaltung.
Die Rotation stoße jedoch auf „erhebliche
Schwierigkeiten“, konstatieren die Innen-
minister der Länder in einer Bestandsauf-
nahme – zu wenig Leute, bürokratische
Hürden.

Und auch die Fahnder müssen impro-
visieren: In Frankfurt etwa verkündete
Strafverfolger Schaupenstei-
ner zu Beginn der Ermitt-
lungen im jüngsten Groß-
skandal, er werde 48 Stunden
lang erst mal gar nichts tun –
wer beichten wolle, könne
sich ja melden. 20 Sünder ka-
men. Sie dürfen mit Milde
rechnen.

Ohne derartige Tricks ist der Masse der
inzwischen alltäglichen Korruption kaum
beizukommen. So steht derzeit ein Bestat-
tungsunternehmer vor Gericht, weil er Po-
lizisten und Sanitäter in Berlin mit 100
Mark pro Sterbefall versorgt haben soll,
von dem er früher erfuhr als die Konkur-
renz. Und in Darmstadt gestand ein Mit-
arbeiter des Ausländeramts, Aufenthalts-
genehmigungen gegen durchschnittlich
4000 Mark in bar beschafft zu haben.

Aber als besonders durchseucht gilt
Fahndern die Baubranche: „Wer nicht im
Kartell sitzt, hat eigentlich keine Chance“,
sagt Strafverfolger Wick.

Weil allein die Deutsche Bahn AG seit
1994 rund 110 Milliarden Mark investiert
hat, war dort die Versuchung groß. So ließ
sich ein Rechnungsprüfer der Bahn von ei-
nem Baukonzern bezahlen, für den er 
nebenberuflich Rechnungen an die Bahn
stellte, die er wiederum
selbst prüfte. Im Frühjahr
2000 flöhte die interne Revi-
sion der Bahn die Akten von
Bahnoberrat Hermann R. in
Leipzig. Der Mann hatte bis
zu drei Prozent der Auftrags-
summen dafür kassiert, dass
er seinen Spezis bei der 
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Späth

Streibl

Antes

Brauchitsch, Flick

Steiner

Vergabe von Aufträgen Vorteile ver-
schaffte. 

Vor allem der Aufbau Ost, in den zwei
Billionen Mark investiert wurden, erweist
sich immer wieder als idealer Nährboden
für Korruption. Mitunter begannen regel-
rechte kriminelle Karrieren mit kleinen Ge-
schenken. So ließ sich der ehemalige bran-
denburgische Bauminister Jochen Wolf von
einem Makler angeblich kostenlos ein Bau-
grundstück für seine Ehefrau vermitteln –
dafür wollte er auf Behörden einwirken,

dass sie dem Freund bei Bau-
projekten entgegenkommen.
Die Vorwürfe bestritt Wolf.
Vor wenigen Wochen wurde
er in erster Instanz verurteilt:
Um die Frau loszuwerden,
für die er einst unredlich das
Grundstück erwarb, hatte er
einen Killer angeheuert.

Und je mehr die neuen
Bundesländer mit Kläranla-
gen, Spaßbädern, Gewerbe-
gebieten überzogen wur-
den, desto anfälliger wurden
die Staatsdiener.

Wie groß der Aufklä-
rungsbedarf tatsächlich ist,
erfuhren die Brandenbur-
ger, nachdem im Januar
vergangenen Jahres eine
Schwerpunktstaatsanwalt-
schaft ihre Arbeit aufnahm.
Allein in den ersten zwölf
Monaten leiteten die sieben
Staatsanwälte rund 150 Er-
mittlungsverfahren ein.

Mitunter entpuppen sich
ganze Biotope als anfällig –
wobei die Summen eine un-
tergeordnete Rolle spielen.
So machte Obst im Dresd-
ner Rathaus eine Abteilung
hungrig. Als eine Sachge-
bietsleiterin des Ortsamtes
Südvorstadt den Obststand
der Straßenhändlerin Mer-
vat O. überprüfte, packte
die ihr eine Obsttüte im
Wert von etwa zehn Mark.
Die Kontrolleurin schaute
daraufhin 13-mal vorbei –
und ging immer mit Tüte.

Schließlich kam auch ein höherer Be-
amter des Straßen- und Tiefbauamtes zur
Inspektion. Ihm richtete die Frau gleich
eine ganze Kiste – und legte zwischen ein
paar Kohlköpfe auch gleich ein Bündel
Geldscheine, je nach Erinnerung 5000 oder
8000 Mark. Schließlich durfte die ge-
schäftstüchtige Dame an 23 Verkaufsstän-
den verdienen. „Ich dachte, das ist wie bei
uns zu Hause“, so die Jordanierin, „ohne
Backschisch läuft gar nichts.“

Beat Balzli, Georg Bönisch, Dominik 
Cziesche, Frank Dohmen, Horand Knaup,

Felix Kurz, Gunther Latsch, Barbara Schmid,
Holger Stark, Andrea Stuppe


